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Der Strahlenschutz­
verantwortliche und 
die Strahlenschutz­
verantwortung des 
Arztes

Zur Genehmigungs- bzw. Anzei-
gepflicht bei der zuständigen Be
hörde und zur Anzeigepflicht bei 
der Ärztlichen Stelle in Sachsen

Der Titel dieses Artikels – 
ein Wortspiel? Mitnichten!
Der ärztliche Beruf ist seiner Natur 
nach ein freier Beruf. Ärztinnen und 
Ärzte dürfen ihren Beruf einzeln oder 
gemeinsam in allen für den Arztbe-
ruf zulässigen Gesellschaftsformen 
ausüben, wenn ihre eigenverant-
wortliche, medizinisch unabhängige 
sowie nicht gewerbliche Berufsaus-
übung gewährleistet ist. So sieht es 
die Musterberufsordnung (MBO) vor.
Und diesem Ansatz folgt auch das 
Strahlenschutzrecht. Zunächst steht 
der Strahlenschutz des Patienten im 
Fokus, das heißt die medizinisch 
begründete Feststellung durch den 
im Strahlenschutz fachkundigen Arzt, 
dass der gesundheitliche Nutzen 
einer Anwendung ionisierender Strah
len am Menschen gegenüber dem 
Strahlenrisiko überwiegt. Dies ist 
Inhalt der rechtfertigenden Indika-
tion nach § 80 Absatz 1 Satz 2 
StrlSchV bzw. § 23 Absatz 1 Satz 2 
RöV.

Von dieser eigenverantwortlichen, 
medizinisch unabhängigen Entschei-
dung vollständig zu trennen ist die 
Frage, wer für die Einhaltung strah-
lenschutzrechtlicher Vorschriften ver-
antwortlich ist! Die Vorschriften der 
Strahlenschutz- und Röntgenverord-
nung richten sich nicht primär an 
den behandelnden Arzt, sondern 
zuvorderst an den sogenannten 
Strahlenschutzverantwortlichen (§ 31 
Abs. 1 StrlSchV, § 13 Abs. 1 RöV). Ist 
nun der behandelnde Arzt Strahlen-
schutzverantwortlicher? Es kommt 
darauf an! Röntgen- und auch Strah-
lenschutzverordnung definieren den 
Strahlenschutzverantwortlichen als 
diejenige Person, die einer Genehmi-
gung bedarf oder eine Anzeige zu 

erstatten hat, da sie zum Beispiel 
einen medizinischen Beschleuniger 
oder eine Röntgeneinrichtung be
treibt. Es kommt also zunächst auf 
die Betreibereigenschaft an, unab-
hängig davon, wer Eigentümer des 
Beschleunigers oder der Röntgenein-
richtung ist. Daraus folgt unmittelbar, 
dass es für eine Anlage mehrere 
Betreiber geben kann! Weiterhin 
darauf, dass der Betreiber eine im 
Rechtssinne definierte Person ist. Das 
sind zunächst alle Menschen (natür-
liche Personen), aber auch Personen-
vereinigungen mit vom Gesetz aner-
kannter rechtlicher Selbstständigkeit 
(juristische Personen) oder mit der 
Fähigkeit, Rechte zu erwerben und 
Verbindlichkeiten einzugehen (rechts
fähige Personengesellschaft).
Wer nun die Person des Strahlen-
schutzverantwortlichen im konkre-
ten Fall ist, ergibt sich aus den be
triebswirtschaftlichen/-organisatori-
schen Entscheidungen zur Kranken-
haus- oder Praxisform und der auf 
dieser Basis gewählten, für den Arzt-
beruf zulässigen Rechtsform. Die 
Spanne reicht vom Krankenhaus als 
juristische Person des öffentlichen 
oder Privatrechts, einer Berufsaus-
übungsgemeinschaft oder einer 
Organisationsgemeinschaft zum Bei-
spiel in Form der GmbH, der Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder der 
selbstständigen eigenen Praxis.
Zur kostenoptimierenden Auslastung 
besonders teurer und hochkomple-
xer Anlagen werden in der Röntgen-
diagnostik und in der Strahlenthera-
pie Anlagen und Einrichtungen teil-
weise durch sehr komplexe Struktu-
ren genutzt. Die Ärztlichen Stellen 
treffen bei ihren Überprüfungen auf 
Nutzerkonstellationen wie:
■	 Krankenhäuser mit angestellten 

Ärzten und einer an den Chefarzt 
übertragenen Privatliquidation

■	 Krankenhäuser bzw. andere 
Unternehmen, die (als „Träger“) 
ambulante Leistungen in Form 
Medizinischer Versorgungszent-
ren (MVZ) erbringen,

■	 Belegärzte,
■	 mehrere niedergelassene, ambu-

lant tätige Ärzte in einer Berufs-
ausübungsgemeinschaft (Gemein
schaftspraxis) oder sonstigen 
Organisationsgemeinschaft.

Wer bei solchen Organisations-
strukturen als Strahlenschutzver-
antwortlicher anzusehen ist, soll 
an vier Fallkonstellationen illus-
triert werden:
a)	 Ein an einem Krankenhaus tätiger 

Arzt hat in der Regel einen 
Arbeitsvertrag mit dem Kranken-
hausträger oder steht in einem 
beamtenrechtlichen Dienstverhält
nis. Der Arzt ist dem Kranken-
hausträger gegenüber verpflich-
tet, die ärztlichen Leistungen zu 
erbringen, die der Krankenhaus-
träger dem Patienten aus dem 
Krankenhausaufnahmevertrag schul
det. Hierzu gehören auch die im 
Rahmen der Privatliquidation er
brachten Zusatzleistungen. Diese 
Wahlleistungen stellen Leistungen 
des Krankenhausträgers dar. 
Daher wird die Privatliquidation 
vom Krankenhausträger selbst 
erbracht werden. Dies gilt ebenso 
für die Beteiligungsvergütung 
oder Liquidationsbeteiligung.

	 Strahlenschutzverantwortlicher ist 
in diesem Fall allein der Kranken-
hausträger.

	 Der angestellte Arzt braucht keine 
eigenen Genehmigungen oder 
braucht keine Anzeige zu erstat-
ten. Die Mitteilung der ärztlichen 
Tätigkeit muss durch den Kran-
kenhausträger erfolgen.

	 Anders liegt der Fall, wenn der 
Krankenhausträger das Recht zur 
Privatliquidation von Wahlleistun-
gen auf einen leitenden Kranken-
hausarzt – in der Regel den Chef-
arzt einer Abteilung – überträgt. 
Im Rahmen der Privatliquidation 
oder eigenverantwortlicher gut-
achterlicher Tätigkeiten besitzt 
der leitende Krankenhausarzt 
dann gerade nicht mehr Arbeit-
nehmereigenschaft und ist als 
Betreiber Strahlenschutzverant-
wortlicher, unabhängig davon, 
dass er Einrichtungen und Perso-
nal des Krankenhauses nutzt.

b)	Ebenso sind die Fälle zu behan-
deln, in denen der Krankenhaus-
träger oder ein anderer Träger mit 
identischer technischer und per-
soneller Ausstattung ein MVZ 
betreibt und neben dem stationä-



ren auch im ambulanten Bereich 
Patienten versorgt. Hier ist stets 
auch der Träger des MVZ Strah-
lenschutzverantwortlicher. Die 
Träger des Krankenhauses und 
des MVZ brauchen eine eigene 
Genehmigung oder Anzeige. 
Beide müssen ihre Tätigkeit bei 
der Ärztlichen Stelle anmelden.

c)	 Belegärzte sind nicht am Kranken-
haus angestellte Vertragsärzte, 
die lediglich berechtigt sind, ihre 
Patienten (Belegpatienten) im 
Krankenhaus unter Inanspruch-
nahme der hierfür bereitgestell-
ten Dienste, Einrichtungen und 
Mittel vollstationär oder teilstatio-
när zu behandeln, ohne hierfür 
vom Krankenhaus eine Vergütung 
zu erhalten. Der Belegarzt erfüllt 
also mit der Erbringung der ärztli-
chen Leistung keine Pflicht gegen-
über dem Krankenhaus. Er wird 
nicht als Arbeitnehmer tätig.

	 Der Belegarzt ist Strahlenschutz-
verantwortlicher, sofern er zum 
Beispiel Röntgeneinrichtungen 
anwendet oder eigenverantwort-
lich anwenden lässt. Er braucht 
eine eigene Genehmigung oder 
muss eine Anzeige erstatten. Die 
Belegarzttätigkeit ist bei der Ärzt-
lichen Stelle anzumelden. 

	 Wird ein in einem MVZ angestell-
ter Arzt als Belegarzt (mit Anwen-
dung/Anordnung von Röntgenun-
tersuchungen) tätig, ist der Träger 
des MVZ Strahlenschutzverant-
wortlicher.

d)	Die Berufsausübungsgemeinschaft 
(früher zum Beispiel Gemein-
schaftspraxis) definiert sich als 
eine auf Dauer angelegte syste-
matische Kooperation insbeson-
dere mit gemeinsamer Patienten-
behandlung. Sie wird häufig in 
der Rechtsform einer Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts, seltener als 
Partnerschaftsgesellschaft gegrün
det. Die Ärzte als Gesellschafter 
sind gleichberechtigt und gesamt-
händerisch gebunden, ohne dass 
dadurch ihre medizinisch gesehen 
eigenverantwortliche, unabhängi
ge Berufsausübung eingeschränkt 

wird. Vor diesem Hintergrund ist 
fraglich, ob nun die der Gesell-
schaft eigenen (und nicht dem 
einzelnen Arzt zuzurechnenden) 
vertraglichen Rechte und Pflich-
ten auch strahlenschutzrechtlich 
gesehen hinreichend abdeckend 
sind. Aber nur in diesem Falle 
kann die GbR entsprechend § 13 
Abs. 1 S. 2 RöV bzw. § 31 Abs. 1 
S. 2 StrlSchV als (teil)rechtsfähige 
Personengesellschaft Strahlen-
schutzverantwortlicher sein. 
Vor allem beim anzeigebedürfti-
gen Betrieb von Röntgeneinrich-
tungen hat es sich deshalb als 
praktikabel bewährt, dass jeder 
Arzt der Berufsausübungsge-
meinschaft, der deren Rönt-
geneinrichtungen benutzt, 
eine eigene Anzeige erstattet 
und den Betrieb der Ärztlichen 
Stelle anmeldet. Es besteht  
die Möglichkeit, Aufgaben und 
Pflichten auf eine Person (Bevoll-
mächtigter) zu übertragen. Diese 
Person kann als Ansprechpartner 
für die Aufsichtsbehörde nach 
außen in Erscheinung treten und 
auch im Auftrag der weiteren 
Gesellschafter Anzeigen bzw. Ge
nehmigungsanträge stellen.
Eine Übertragung der vorgenann-
ten Rechtssituation auf die Orga-
nisationsgemeinschaft (zum Bei-
spiel Praxisgemeinschaft, Appara-
tegemeinschaft) ist nicht möglich. 
Da diese in der Regel lediglich der 
Zusammenschluss mehrerer Ärzte 
zur gemeinsamen Nutzung von 
Praxisräumen, Personal sowie Pra-
xiseinrichtungen ist, wobei jeder 
Partner seine Praxis mit eigenem 
Patientenstamm selbstständig 
führt und getrennt abrechnet, 
werden eigene Rechte und Pflich-
ten der Organisationsgemein-
schaft hierdurch gerade nicht 
begründet. Jedes Mitglied hat 
selbst Anzeige zu erstatten oder 
eine Genehmigung zu beantra-
gen sowie seine Tätigkeit bei der 
Ärztlichen Stelle anzumelden.

Aus den Beispielen wird deutlich, 
dass sich die Rolle des Betreibers  
und damit Strahlenschutzverant-

wortlichen vor Allem aus der Gesell-
schaftsform sowie dem Behand-
lungsvertrag mit dem Patienten und 
nicht unmittelbar daraus ergibt, wer 
die rechtfertigende Indikation für 
eine Untersuchung oder Behandlung 
stellt bzw. wer Eigentümer des 
Beschleunigers oder der Röntgenein-
richtung ist oder diese erstmalig in 
Betrieb nimmt.

Jeder Strahlenschutzverantwort-
liche (natürliche oder juristische Per-
son), der einen Behandlungsver-
trag mit einem Patienten ab
schließt, bedarf einer eigenen 
Genehmigung bzw. muss den 
Betrieb der zuständigen Behörde 
angezeigt haben. Gleiches gilt für 
die Anmeldung bei der Ärztlichen 
Stelle. Wenn Aufgaben und Pflich-
ten (nicht die Verantwortung selbst!) 
auf eine bevollmächtigte Person 
übertragen werden, so muss dies in 
Schriftform erfolgen und der Auf-
sichtsbehörde mitgeteilt werden. 
Dazu wird eine vorherige Abstim-
mung mit der Aufsichtsbehörde 
empfohlen.
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